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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
einer Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder'' 


A. Zielsetzung 

Die von der Bundesrepublik Deutschland in das Stiftungsver- 
mögen der Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder 11 einge- 
brachte Einlage in Höhe von 100 Millionen DM wird um 50 Mil- 
lionen DM aufgestockt mit dem Ziel, die Renten wegen Conter- 
gan-Schadensfällen einmalig anzuheben. 


B. Lösung 

Die durch § 14 Abs. 2 des Gesetzes festgelegten Renten wegen 
Contergan-Schadensfällen werden um ca. 25 v. H. angehoben. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Dem Bund entstehen einmalig im Jahre 1976 Kosten in Höhe 
von 50 Millionen. Den Ländern und Gemeinden entstehen keine 
Kosten. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
einer Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder“ 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung einer 
Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder" 

Das Gesetz über die Errichtung einer Stiftung 
„Hilfswerk für behinderte Kinder" vom 17. Dezem- 
ber 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2018) wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 4 Abs. 1 Nr. 1 wird die Zahl „100" durch die 
Zahl „150" ersetzt. 

2. § 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die in § 4 Abs. 1 Nr. 1 genannten Mittel 
sind in Höhe von 100 Millionen Deutsche Mark 
für den Teil II und in Höhe von 50 Millionen 
Deutsche Mark für den Teil III zu verwenden." 

3. In § 12 wird die Zahl „50" durch die Zahl „100" 
ersetzt. 

4. In § 14 Abs, 2 Satz 2 wird die Zahl „100" durch 
die Zahl „125" und die Zahl „450" durch die Zahl 
"562" ersetzt. 


Artikel 2 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 


§ 1 

An der Rentenerhöhung nehmen auch die Be- 
rechtigten teil, deren Rente gemäß § 14 Abs. 3 kapi- 
talisiert worden ist. 


§ 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin, 


§ 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


Bonn, den 5. Mai 1976 


Wehner und Fraktion 
Misdinick und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die von der größten Arzneimittelkatastrophe in der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland betrof- 
fenen Kinder erhalten seit 1972 von der Stiftung 
„Hilfswerk für behinderte Kinder" neben einer ein- 
maligen Kapitalentschädigung lebenslange Renten- 
leistungen je nach der Schwere des Körperschadens 
und den hierdurch hervorgerufenen Körperfunk- 
tionsstörungen. 

Das Stiftungsvermögen setzt sich zusammen aus den 
100 Millionen DM, die die Herstellerfirma des 
Schlafmittels „Contergan" an die Betroffenen als 
Abfindungsbetrag gezahlt hatte sowie aus einer Ein- 
lage des Bundes in gleicher Höhe, wovon 50 Millio- 
nen für Leistungen wegen Contergan-Schadensfällen 
und 50 Millionen für institutioneile Förderungsmaß- 
nahmen zugunsten aller Behinderten bestimmt sind. 

Die Contergankatastrophe hat nicht unerheblich da- 
zu beigetragen, daß das neue Arzneimittelgesetz die 
Entschädigung möglicher Opfer von Arzneimittel- 
schäden ausdrücklich auch für den Fall regelt, daß 
dem Hersteller keine Schuld nachgewiesen werden 
kann. Im Hinblick auf diese Neuregelung ist es ge- 
rechtfertigt, den Betroffenen noch einmal einen 
größeren Betrag in Höhe von 50 Millionen DM aus 
Bundesmitteln zur Verfügung zu stellen, um damit 
eine einmalige Erhöhung der Rentenleistungen zu 
ermöglichen. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Zu Nummern 1 bis 3 

Die jeweiligen Änderungen sind bedingt durch die 
Aufstockung des Stiftungsvermögens um 50 Millio- 


nen DM. Dieser Betrag ist ausschließlich bestimmt 
zur Verbesserung der Rentenleistungen an Behin- 
derte, deren Fehlbildungen mit der Einnahme thali- 
domidhaltiger Präparate der Firma Chemie Grünen- 
thal GmbH in Stolberg durch die Mutter während 
der Schwangerschaft in Verbindung gebracht werden 
können. 

Zu Nummer 4 

Vorgesehen ist eine lineare Rentenerhöhung um ca. 
25 v. H. Ausgehend von der Mindestrente von 
100 DM und einer bisherigen Höchstrente von 
450 DM ergeben sich bei Abrundung auf volle Mark- 
beträge neue Renteneckwerte von 125 DM und 
562 DM. 


Zu Artikel 2 

Zu § 1 

Ein Teil der Berechtigten hat in der Vergangenheit 
von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, die ihnen 
zustehende Rente gemäß § 14 Abs. 3 des Gesetzes 
zu kapitalisieren. Die Rentenerhöhung soll auch die- 
sen Berechtigten zugute kommen. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
Zu § 3 

Es ist vorgesehen, daß das Gesetz am ersten Tage 
des auf die Verkündung folgenden Kalendermonats 
in Kraft tritt. 
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